
 

 

Stellungnahmen zum Wärmeplanentwurf von Organisationen 

Vortext 
 
Im Rahmen des öffentlichen Beteiligungsprozesses zum Wärmeplanentwurf der Stadtgemeinde 
Bremen sind zwischen dem 14. Oktober und dem 23. November 2025 insgesamt 208 
Stellungnahmen von Bürger:innen, Unternehmen, Institutionen und Verbänden eingegangen. 
Von Beiräten, Senatsressorts, Unternehmen und Organisationen (im Folgenden 
Organisationen) wurden davon 26 Stellungnahmen eingereicht, die sich in der Regel mit der 
Wärmeplanung insgesamt beschäftigen. Dies dokumentiert ein hohes Interesse an und 
Engagement für die Themen Wärmewende und Klimaschutz. Wir danken allen für die 
Beteiligung. 
 
Die Wärmewende betrifft alle Bürger:innen der Stadt Bremen. Viele der angesprochenen 
Themen gehen über eine Wärmeplanung nach dem Wärmeplanungsgesetz des Bundes (WPG) 
hinaus und fallen in den Bereich der Wärmewende insgesamt. Die Stellungnahmen enthalten 
eine große Zahl von Hinweisen, Anregungen und Vorschlägen in individueller Kombination. 
Sie tragen dazu bei, Wärmewende und Wärmeplanung fachlich weiter zu fundieren und 
weiterzuentwickeln.  
 
Diese Anlage dokumentiert die 26 Stellungnahmen von Beiräten, Senatsressorts, Unternehmen 
und Organisationen, die sich in der Regel mit der Wärmeplanung insgesamt beschäftigen (im 
Folgenden Organisationen). Die Stellungnahmen wurden über das Stellungnahme-Tool auf der 
Homepage waermeplanung.bremen.de als Freitext, als PDF-Datei oder auf dem Postweg 
übermittelt. Einer Veröffentlichung wurde nicht widersprochen.  
Die Reihenfolge ergibt sich aus dem Eingang der Stellungnahmen. Eine Wertung ist damit nicht 
verbunden. 
 
Die Antwort ordnet die angesprochenen Punkte und Themen in den Kontext von Wärmewende 
und Wärmeplanung ein. Sofern die Stellungnahme direkt zu Änderungen am 
Wärmeplanentwurf geführt hat, ist dies vermerkt. Die Endfassung von Wärmeplan und 
Umsetzungsstrategie einschließlich der Dokumentation von Stellungnahmen und Antworten 
wird nach Beschlussfassung der Gremien auf der Homepage waermeplanung.bremen.de 
veröffentlicht. 
 
Die Anlage ist grundsätzlich so aufgebaut, dass der Text einer Stellungnahme jeweils 
zusammen mit der Antwort wiedergegeben wird. In einem Fall wurden vier Stellungnahmen 
gemeinsam beantwortet. Damit Stellungnahme und Text jeweils für sich gelesen werden 
können, ist eine mehrfache Verwendung einzelner Antwortelemente bei häufiger Ansprache 
eines Themas nicht zu vermeiden. Und trotz sorgfältiger Prüfung ist angesichts der Fülle der 
angesprochenen Aspekte nicht ausgeschlossen, dass möglicherweise einzelne Punkte übersehen 
oder nicht vollständig an der richtigen Stelle beantwortet worden sind. Hier bitten wir um 
Verständnis und hoffen darauf, dass die gemeinsame Veröffentlichung aller Stellungnahmen 
und Antworten am Ende ein vollständiges Bild ergibt. 
 
Die Stellungnahmen wurden außerdem, sofern zutreffend, hinsichtlich der folgenden Punkte 
aus Datenschutzgründen angepasst: 
 

1. Kontaktdaten entfernt 

2. Hausnummern in PDFs geschwärzt und in Freitexten mit XX ersetzt 

3. Namen und Adressen Dritter entfernt 

https://waermeplanung.bremen.de/
https://waermeplanung.bremen.de/
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Der Wärmeplanentwurf inkl. kartografische Aufbereitung und Veröffentlichung hat in einigen 
Stellungnahmen auch positive Erwähnung gefunden als wichtiger Baustein der Energiewende, 
als Lieferant für Informationen und Übersichten und als erste gute und umfassende 
Planungsgrundlage für die weitere Diskussion. In den einzelnen Antworten wird auf 
zustimmende Punkte nicht weiter eingegangen. Daher an dieser Stelle vorab herzlichen Dank 
auch für die positiven Rückmeldungen!  
 
Viele der angesprochenen Punkte gehen über das Instrument des kommunalen Wärmeplans 
hinaus. Es werden zentrale Aspekte und Fragen der Wärmewende und ihrer vielen Instrumente 
insgesamt angesprochen. Für die Umsetzung der Wärmwende werden diese Themen und 
Hinweise eine wichtige Rolle spielen. Mit der Umsetzungsstrategie greift der Wärmeplan viele 
davon bereits in den nächsten Jahren auf. 
 
Die Umsetzung der Wärmewende bis 2038 ist ein langfristiger Prozess über mehr als ein 
Jahrzehnt. Der kommunale Wärmeplan und die Umsetzungsstrategie werden in diesem 
Zeitraum mehrfach fortgeschrieben und jeweils an sich verändernde technische, wirtschaftliche 
und rechtliche Rahmenbedingungen angepasst werden müssen. Eine erste Fortschreibung soll 
bis Ende 2028 erfolgen. 
 
Bereits in der Zwischenzeit wird die Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft den 
Wunsch nach mehr öffentlicher Information, Debatte und Beteiligung aufgreifen und 
gemeinsam mit der gemeinnützigen Landesklimaschutzagentur energiekonsens regelmäßig 
über zentrale Fragen von Wärmewende und Wärmeplanung informieren und die öffentliche 
Diskussion dazu intensivieren.  
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O1. Haus & Grund Landesverband Bremen e.V.  

1.1 Stellungnahme 
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1.2 Antwort 

Zu 2.1 Fehlende Verbindlichkeit und Investitionssicherheit 
Mit der Wärmeplanung inklusive der Umsetzungsstrategie verfolgt der Senat das Ziel, die 
Wärmeversorgung in Bremen zu dekarbonisieren und die Rahmenbedingungen für einen 
weiteren Ausbau von Wärmenetzen und die Nutzung von Wärmepumpen zu schaffen. Die 
Wärmeplanung setzt dabei den strategischen Rahmen und bietet Orientierung. Gemäß 
Wärmeplanungsgesetz (WPG) ist die Wärmeplanung eine rechtlich unverbindliche strategische 
Fachplanung und der Wärmeplan hat keine rechtliche Außenwirkung und begründet keine 
einklagbaren Rechte oder Pflichten. Zudem hat sie nicht den Zweck, die für die Versorgung 
eines konkreten Gebäudes erforderliche Fachplanung zu ersetzen. 
 
Prüfgebiete sind Gebiete mit hohen Wärmedichten, jedoch zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Wärmeplans nicht wirtschaftlich mit Fernwärme erschließbare Gebiete. In diesen Gebieten sind 
kleinere Wärmenetzinseln (Nahwärme oder Anergienetze) auch möglich. Im Rahmen des 
Handlungsfeldes 8 „Wärmeplan frühzeitig fortschreiben“ werden weitere Untersuchungen 
insbesondere zur Versorgung der als Prüfgebiete ausgewiesenen Flächen durchgeführt.  
 
Zu 2.3. Beteiligung und Kommunikation 
Bei einem gemeinsamen Termin am 21.11.2025 bei der Senatorin für Umwelt, Klima und 
Wissenschaft (SUKW) mit dem Staatsrat und der Referatsleitung „Wärmewende“, sowie und 
dem Vorstand sowie der Geschäftsführung von Haus und Grund Landesverband Bremen e.V. 
wurde zugesichert, im Rahmen der Fortschreibung des Wärmeplans wichtige Akteure, so auch 
Haus und Grund, mehr einzubinden und vor allem mehr über die Arbeit an der kommunalen 
Wärmeplanung öffentlich zu berichten.  
 
Zu 3.2 Eigentümerstruktur als Schlüssel zur Umsetzung 
Um die Lebenslagen der Bewohner:innen in Bremen detaillierter zu berücksichtigen, werden 
aktuell Kreditförderprogramme für einkommensschwache und ältere 
Gebäudeeigentümer:innen in Zusammenarbeit mit der Bremer Aufbau-Bank (BAB) entwickelt. 
Darüber hinaus sollen die Erkenntnisse aus der Persona-Analyse genutzt werden, die der Sozial-
Klimarat auf Bundesebene erstellt hat (https://sozial-klimarat.de/persona-analyse/) und die 
aktuell mit größerer Detailtiefe für das Land Bremen bzw. die beiden Städte Bremerhaven und 
Bremen durchgeführt wird. Mit der Persona-Analyse sollen weitere Zielgruppen für die 
Kreditförderprogramme identifiziert werden. 
 
Für individuelle Beratungen können die Angebote von energiekonsens und dem 
Klimabauzentrum, der Verbraucherzentrale sowie der BAB in Anspruch genommen werden. 
 
Zudem soll Haus und Grund als Vertreterin eines Großteils der Eigentümer:innen in Bremen 
und Bremerhaven stärker bei der Fortschreibung der Wärmeplanung beteiligt werden. 
 
Zu 3.3 Datenlage und Qualität der Bestandsanalyse  
Der Wärmeplan ist eine auf Daten und Annahmen beruhende strategische Planung für die 
gesamte Stadt Bremen. Er basiert auf dem Wärmeatlas für die Stadt Bremen. Im Rahmen der 
Erstellung des Wärmeatlas wurden Verbrauchsdaten für Gas, Fernwärme und Heiz- und 
Wärmepumpenstrom genutzt. Die verbrauchsdatengestützte Ermittlung und Zuordnung von 
Wärmeverbräuchen zu Gebäuden sind damit nicht „ausschließlich analytischer“ Natur. 
 
Zu 3.4 Unterschätzte Bedeutung dezentraler Systeme 
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Die Wärmeplanung verfügt über keine Verpflichtung, sich an ein Wärmenetz anzuschließen. 
Dezentrale Lösungen können auch in den Gebieten, die gemäß der in den Karten der 
Wärmeplanung als Wärmenetz eingeteilten Gebieten eingeteilt worden sind, umgesetzt werden 
(Einteilung in voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete nach §18 WPG). Es ist eine 
individuelle Entscheidung der Eigentümer:innen, zudem besteht auch keine Verpflichtung für 
Wärmenetzbetreibende, die Gebäude anzuschließen.  
 
3.5 Fehlende Verzahnung mit Stromnetz- und Stadtplanung 
Die Datengrundlage der Wärmeplanung der Stadtgemeinde Bremen werden seitens Wesernetz 
genutzt, um den Stromnetzausbau zu planen. In den Austauschrunden zwischen Wesernetz und 
dem Referat „Wärmewende“ ist der Stromnetzausbau ebenfalls thematisiert worden und die 
Verantwortlichen seitens Wesernetz wurden in die Prozesse miteingebunden. 
 
Zu 4. Wirtschaftliche und soziale Folgen der Wärmeplanung 
Bei der Implementierung eines Kreditförderprogramms gemäß der Maßnahme 
„Kreditförderprogramme des Landes Bremen im Rahmen der Wärmewende“ (L-GWS-093) des 
Aktionsplans Klimaschutz soll ein Stufenmodell mit verschiedenen Modulen zur Anwendung 
kommen: Zunächst – die Entwicklung ist bis Mitte 2026 geplant – soll vor allem die Zielgruppe 
älterer und einkommensschwacher Gebäudeeigentümer:innen adressiert werden. Um möglichst 
zielgenau zu fördern, werden bei Fortführung des Kreditförderprogramms auch die 
Erkenntnisse der Persona-Analyse berücksichtigt, die der Sozial-Klimarat für die Bundesebene 
erstellt hat (https://sozial-klimarat.de/persona-analyse/) und die gerade mit größerer Detailtiefe 
für das Land Bremen bzw. die beiden Städte Bremerhaven und Bremen durchgeführt wird. 
Anhand der 16 Personas ist es möglich, ein realitätsnahes Bild der Lebenslage der Haushalte 
im Land Bremen darzustellen und neben dem Gebäudealter und dem Haushaltseinkommen 
weitere Merkmale zu identifizieren, die den spezifischen Förderbedarf vulnerabler Haushalte 
kennzeichnen sowie die Entwicklung möglichst effizienter Förderinstrumente ermöglichen. 
 
Zu 6.4 Kompetenzverteilung zwischen Bund, Land und Kommune 
Mit der Wärmeplanung inklusive der Umsetzungsstrategie verfolgt der Senat das Ziel, die 
Wärmeversorgung in Bremen zu dekarbonisieren und die Rahmenbedingungen für einen 
weiteren Ausbau von Wärmenetzen und die Nutzung von Wärmepumpen zu schaffen. Die 
Wärmeplanung setz dabei den strategischen Rahmen und bietet Orientierung. Der Wärmeplan 
begründet aber gemäß § 23 Nr. 4 des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) keine einklagbaren 
Rechte oder Pflichten. Von zentraler Bedeutung sind deshalb die rechtlichen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen insbesondere auf Bundesebene, die zum Beispiel regeln, 
welche Heizungsanlagen zu welchen Bedingungen die jeweiligen Gebäudeeigentümer:innen 
nutzen können. 
Die geplanten Kreditförderprogramme werden landesweite Förderprogramme sein. Das Referat 
„Wärmewende“ der Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft befasst sich zum einen mit 
der Wärmeplanung der Stadtgemeinde Bremen, ist aber auch für die landesweiten Themen rund 
um die Wärmewende, die sich außerhalb der Wärmeplanung befinden, zuständig. 
 
Die Ausgestaltung der Beratungsarbeit von energiekonsens und der Verbraucherzentrale ist 
nicht Bestandteil der Wärmeplanung und des Wärmeplanentwurfs. Vor-Ort-Angebote und 
regionale Aktivitäten sind bereits heute ein Teil der Arbeit. Beide Institutionen leisten ebenso 
wie die Förderberatung der Bremer Aufbau-Bank (BAB) mit ihrer konkreten und 
sachbezogenen Informations- und Beratungsarbeit einen entscheidenden Beitrag, um die 
Wärmewendediskussion zu versachlichen und Unsicherheit und Ängsten in der Bevölkerung 
zu begegnen. 
 

https://geoportal.bremen.de/waermeplanung/?Map/layerIds=12_1,11045,400_4,bruecken_models,400,410,11018&visibility=true,true,true,true,true,true,true&transparency=0,0,0,0,0,0,30&Map/center=476580.51703135157,5906330.0187773565&Map/zoomLevel=1
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Unabhängige individuelle Beratung soll, wie in der Umsetzungsstrategie im Handlungsfeld 7 
beschrieben, kontinuierlich fortgeführt und weiterentwickelt werden. Bei Fragen rund um die 
Wärmwende, Gebäudesanierung, Heizungserneuerung und Fördermöglichkeiten stehen 
folgende Beratungsstellen zur Verfügung: 

¶ energiekonsens - gemeinnützige Klimaschutzagentur für Bremen & Bremerhaven 
¶ KlimaBauZentrum 
¶ Verbraucherzentrale Bremen 
¶ Förderlotse der Bremer Aufbau-Bank 

 
Zu 6.5. Sozialverträglichkeit als Landesaufgabe 
Die Wärmewende insgesamt geht weit über Umfang und Inhalt der Wärmeplanung hinaus. Eine 
soziale Ausgestaltung der Wärmewende ist von wichtiger Bedeutung vor allem auch für die 
Akzeptanz der geplanten Maßnahmen und die Erreichung der Klimaschutzziele. Für die 
Umrüstung von Heizsystemen durch Gebäudeeigenümer:innen können die entsprechenden 
Förderangebote des Bundes mit Zuschüssen und Krediten in Anspruch genommen werden. 
Dort wird mit dem Einkommens-Bonus bereits ein soziales Kriterium berücksichtigt. 
Außerdem soll ein neues bremisches Kreditförderangebot für Heizungsumstellung und 
Verbesserung des Wärmeschutzes aufgelegt werden, dass im Hinblick auf eine 
sozialverträgliche Wärmewende insbesondere ältere und einkommensschwache Bürger:innen 
ansprechen soll. Im Wärmeplanentwurf wird das Thema Landesförderung durch die 
Handlungsfelder 5 „Umstieg auf klimafreundliche Wärme fördern“ und 6 „Wärmebedarf von 
Gebäuden senken“ der Umsetzungsstrategie aufgegriffen.  

https://energiekonsens.de/
https://klimabauzentrum.de/
https://www.verbraucherzentrale-bremen.de/
https://www.bab-bremen.de/de/page/programm/foerderlotse
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O2. Bürgerinitiative Oslebshausen und Umzu  

2.1 Stellungnahme 
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2.2 Antwort 

Der Wärmeplanentwurf entspricht den Vorgaben des Wärmeplanungsgesetzes. Er basiert auf 
dem Wärmeatlas für die Stadt Bremen. Im Rahmen der Erstellung des Wärmeatlas wurden 
Verbrauchsdaten für Gas, Fernwärme, Heiz- und Wärmepumpenstrom genutzt. Die 
verbrauchsdatengestützte Ermittlung und Zuordnung von Wärmeverbräuchen zu Gebäuden 
sind damit nicht „ausschließlich analytischer“ Natur. Gemäß dem Leitfaden zur Wärmeplanung 
wäre es im Übrigen zulässig, die Wärmebedarfswerte für Gebäude alternativ auch über die 
Nutzflächen und die Zuweisung von typischen Verbrauchswerten nach Baualtersklasse zu 
ermitteln. Dieses Vorgehen entspräche der in der Stellungnahme beschriebenen analytischen 
Methode. 
 
Der Wärmeplan enthält eine Einteilung in Versorgungsgebiete, konkrete Transformationspfade 
und Zielbilder für die Stützjahre und das Zieljahr 2038. (Kapitel 5, 6 und 7 des 
Wärmeplanentwurfs). Da das Klimaneutralitätsziel der Freien Hansestadt Bremen das Jahr 
2038 ist, wurde gemäß Wärmeplanungsgesetz § 1 dieses Jahr als Zieljahr zu Grunde gelegt und 
es entfallen Angaben für die Jahre 2040 und 2045.  
 
Mit der Wärmeplanung inklusive der Umsetzungsstrategie verfolgt der Senat das Ziel, die 
Wärmeversorgung in Bremen zu dekarbonisieren und die Rahmenbedingungen für einen 
weiteren Ausbau von Wärmenetzen und die Nutzung von Wärmepumpen zu schaffen. Die 
Wärmeplanung setzt dabei den strategischen Rahmen und bietet Orientierung. Gemäß § 23 (4) 
Wärmeplanungsgesetz hat ein Wärmeplan aber keine rechtliche Außenwirkung und begründet 
keine einklagbaren Rechte oder Pflichten. Eine verbindliche Festlegung von 
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Versorgungsgebieten ist entsprechend ebenso wenig Teil der Wärmeplanung wie eine 
verbindliche Nutzung von Wärmequellen am Standort selbst. Die Wärmeplanung hat nicht den 
Zweck, die für die Versorgung eines konkreten Gebäudes erforderliche Fachplanung zu 
ersetzen. 
 
Die Wärmeplanung betrachtet die ganze Stadt Bremen und entwickelt auf der Grundlage der 
vorliegenden Daten und Analysen ein Zielbild für die zukünftige Wärmeversorgung. Die 
Ergebnisse sind im Wärmeplan auf der Ebene von Baublöcken dargestellt. Im Stadtteil 
Oslebshausen liegen neben Baublöcken mit einer Eignung für eine dezentrale 
Wärmeversorgung sowohl Baublöcke, die wahrscheinlich für ein Wärmenetz geeignet sind, als 
auch Baublöcke, die als Prüfgebiete ausgewiesen sind. Im Rahmen des Handlungsfeldes 8 
„Wärmeplan frühzeitig fortschreiben“ der Umsetzungsstrategie soll vertiefend insbesondere 
geprüft werden, ob und unter welchen Bedingungen für die jeweiligen Prüfgebiete ebenfalls ein 
Wärmenetzausbau erfolgen könnte. 
 
Die Stadt Bremen hat eine den Vorgaben des Wärmeplanungsgesetzes entsprechende 
kommunale Wärmeplanung einschließlich Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt. 
Informationen zu Wärmepotenzialen und Netzen sind im veröffentlichten Bericht zum 
Wärmeplanentwurf dargestellt. Die im Geoportal veröffentlichten Karten sind Teil der 
Homepage waermeplanung.bremen.de. Dort wird auf Informations- und Beratungsangebote 
auch zu Förderprogrammen hingewiesen. Auch um der komplexen und umfangreichen 
Thematik der Wärmeplanung Rechnung zu tragen, wurde im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung zum Wärmeplanentwurf ein Zeitraum von 40 Tagen für die Abgabe 
von Stellungnahmen festgelegt. Diese Frist ging über die Mindestvorgabe von 30 Tagen gemäß 
§ 13 des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) hinaus. Die Beteiligung wurde in dem Zeitraum 
verstärkt durch Beiratstermine begleitet. 
 
Die Umsetzungsstrategie ist Teil des Wärmeplans. Alle acht Handlungsfelder der 
Umsetzungsstrategie enthalten Angaben zu den geplanten Maßnahmen mit Zeitangaben und 
Verantwortlichen und Beteiligten. 
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O3. ErdwärmeDich Anergienetze eG  

3.1 Stellungnahme 
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3.2 Antwort 

Zum einleitenden Text:  
Mit der Wärmeplanung inklusive der Umsetzungsstrategie verfolgt der Senat das Ziel, die 
Wärmeversorgung in Bremen zu dekarbonisieren und die Rahmenbedingungen für einen 
weiteren Ausbau von Wärmenetzen und die Nutzung von Wärmepumpen zu schaffen. Die 
Wärmeplanung setzt dabei den strategischen Rahmen und bietet Orientierung. Die 
Wärmeplanung ist eine auf Daten und dokumentierten Annahmen beruhende  Planung für die 
gesamte Stadt Bremen. Der Wärmeplan zeigt auf, dass in Bremen vielfältige Optionen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien und unvermeidbarer Abwärme in der Wärmeversorgung 
bestehen und beschreibt für das Zieljahr 2038, welche Teile der Stadt Bremen für eine 
Erschließung durch ein Wärmenetz geeignet sein könnten und welche Teile eine Eignung für 
eine Wärmeversorgung mit dezentralen Wärmepumpen aufweisen. Für den/die einzelne:n 
Gebäudeeigentümer:in ersetzt der Wärmeplan jedoch keine konkreten Untersuchungen und 
Planungen für den Anschluss an ein Fernwärmenetz, ein einzelnes Nahwärme - oder 
Anergienetz oder für eine Einzelgebäudeversorgung. 
 
Individuelle Beratungen spielen im Rahmen der Umsetzung der Wärmewende eine wichtige 
Rolle (Handlungsfeld 7 der Umsetzungsstrategie). Die Stadt Bremen hat mit der 
Landesklimaschutzagentur energiekonsens, der Verbraucherzentrale, der Bremer Aufbau-Bank 
und der Bremer Umweltberatung mehrere Beratungsstellen, die ein umfassendes und qualitativ 
hochwertiges Informations-, Beratungs- und Qualifizierungsangebote zu allen Themen der 
klimaschonenden Wärmeversorgung anbieten. Hier kann sich der/die einzelne 
Gebäudeeigentümer:in individuell zur Umstellung der Wärmeversorgung für sein/ihr konkretes 
Gebäude beraten lassen. 
 
Zu 1.  
Das große Interesse an der Errichtung von gemeinschaftlichen Anergienetzen in der Stadt 
Bremen wird im Rahmen der Wärmeplanung angemessen aufgenommen. Im Rahmen des 
Handlungsfeldes 4 „Anergienetze erproben“ der Umsetzungsstrategie wird festgestellt, dass 
Anergienetze auf der Grundlage von erneuerbaren Energien und unvermeidbarer Abwärme eine 
vielversprechende Technik sind, um potenziell einen erheblichen Beitrag zur Dekarbonisierung 
der Wärmeversorgung von bestehenden Gebäuden zu leisten. 
 
Mit den im Handlungsfeld geplanten Aktivitäten sollen deshalb praktische Erkenntnisse zu 
dieser neuen und innovativen Wärmelösung insbesondere im Gebäudebestand gewonnen und 
die weitere Verbreitung von innovativen Wärmenetzen in Bremen gezielt unterstützt werden.  
 
Mit der Förderung von Pilotvorhaben für gemeinwohlorientierte Anergienetze werden die 
Kosten für Suchschachtungen, Probebohrungen und Untersuchungen zur technischen und 
wirtschaftlichen Machbarkeit mit einer Vollfinanzierung und einem Höchstbetrag von je 
100 T€ gefördert. Das Ziel besteht darin, belastbare und praxisgerechte Informationen zur 
technischen und wirtschaftlichen Machbarkeit dieser Wärmeversorgungslösung zu ermitteln. 
Die Ergebnisse sollen systematisch ausgewertet werden, um zu klären, inwieweit Anergienetze 
insbesondere für als Prüfgebiete dargestellte Bereiche eine technisch und wirtschaftlich 
realisierbare Wärmeversorgungslösung sein können. Bei positivem Ausfall der Ergebnisse 
erfolgt eine verstärkte Berücksichtigung von Anergienetzen im Rahmen der Fortschreibung des 
Wärmeplans. 
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Zu 1. a, 1. b und 1. c: 
Im Rahmen der Erstellung des Wärmeentwurfs wurden Wärmenetzbetreiber ebenso wie die 
Genossenschaft ErwärmeDich Anergienetze eG Anfang 2025 im Rahmen einer freiwilligen 
Abfrage zu Wärmenetzen, Wärmeerzeugungsanlagen und Speichern im Bestand und in 
Planung befragt. Das Ergebnis der Rückmeldung und des Abstimmungsgespräches ist in 
Kapitel 6.6 des Wärmeplanentwurfs und in der interaktiven Karte im Geoportal zu 
„Interessenten an Anergienetzen“ dokumentiert. 
 
Mit der Begleitung der Aktivitäten für gemeinschaftliche Anergienetze ist ein erheblicher 
finanzieller und personeller Aufwand verbunden. Unter der Überschrift „Erdwärme: 
gemeinsam effizient heizen“ werden umfangreiche Aktivitäten im Bereich Information- und 
Beratung, Unterstützung und Vernetzung von Gemeinschaftsinitiativen durch die aus 
Landesmitteln finanzierte Klimaschutzagentur energiekonsens geleistet. Zu verschiedenen mit 
der Realisierung von Pilotvorhaben für Anergienetze zusammenhängenden Themen 
(technische Machbarkeit konkreter Vorhaben, genehmigungsrechtliche Fragen, 
Wegenutzungsvertrag, Finanzierung von Planungsmitteln, Förderung von Pilotvorhaben, 
Machbarkeitsstudie) haben in den letzten Jahren viele Gesprächstermine mit ErdwärmeDich 
stattgefunden. Gespräche zwischen ErdwärmeDich und SBMS und ASV wurden auf Wunsch 
ebenfalls begleitet. Mit einem durch SUKW beauftragten Kurzgutachten zur rechtlichen 
Beurteilung des Verhältnisses von Anergienetzen und Leitungen anderer Netzbetreiber im 
öffentlichen Straßenraum wurden grundlegende Fragen zu Rechtsstellung und Wegenutzung 
für Anergienetze bearbeitet und die Ergebnisse ErdwärmeDich und den anderen betroffenen 
Akteuren zur Verfügung gestellt.  
 
Im Fazit zu Kapitel 6 des Wärmeplans wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass in den 
ermittelten Zahlen zum Wärmenetzausbau der Aufbau von Anergienetzen nicht enthalten ist. 
Die Konzepte zur Wärmeversorgung mit konventionellen Wärmenetzen und zur 
Wärmeversorgung mit den von ErdwärmeDich angestrebten Anergienetzen weisen 
systematische technische Unterschiede auf (Anordnung der Wärmequellen, Art und 
Temperaturniveau der Wärmeleitungen, Wärmeübergabe im Gebäude). Die laufenden 
Aktivitäten im Bereich Anergienetze zielen drauf ab, belastbare Grundlagen für eine technische 
und wirtschaftliche Beurteilung von Anergienetzen und damit für eine verstärkte Darstellung 
in der Fortschreibung des Wärmeplans zu schaffen. 
 
Zu 1. d: 
Der Darstellung in Kapitel 4.4 des Wärmeplans ist zu entnehmen, dass zunächst ein Potential 
für Erdwärmesonden in Form von Erdwärmesondenfeldern für die Wärmeerzeugung für 
Wärmenetze auf Freiflächen ermittelt wurde. Dabei wurden mögliche Eignungsflächen von 
2.993 ha ermittelt verbunden mit dem Hinweis, dass im Einzelfall z.B. Fehlerfassungen oder 
Hindernisse auf den Flächen überprüft werden müssen. Eine Reduzierung des Flächenpotentials 
um 50% erfolgt hier nicht. 
 
Im zweiten Schritt wird für das Wärmenetzgebiet Huchting / Sodenmatt eine beispielhafte 
Ermittlung der bereitstellbaren Wärmemenge durchgeführt. Dabei wurden auf der Basis von 
Luftbildern erhebliche Einschränkungen wie z.B. eine vollständige Bedeckung der 
Eignungsflächen mit Bäumen berücksichtigt. Um weiteren möglichen 
Nutzungseinschränkungen für Erdwärmesonden (Einzelbewuchs, Kleinbiotope oder weiteres) 
im Sinne einer vorsichtigen Auslegung Rechnung zu tragen, wurde die Zahl der auf der 
gegebenen Fläche unter den dargestellten Annahmen platzierten Erdwärmesonden aufgrund 
dessen um 50% reduziert. Eine Versetzung von Sonden beeinträchtigt bei Unterschreitung eines 
Mindestabstandes die mögliche Wärmeentzugsleistung je Sonde und ist auf gegebener Fläche 
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nicht beliebig möglich. Eine Aussage für die Platzierung von Erdwärmesonden im Straßenraum 
ist damit nicht verbunden. 
 
Zu 1. e und 1. f: 
Das Umsetzungsszenario 2 nimmt die Absicht der Genossenschaft ErdwärmeDich auf, 
zukünftig in verschiedenen Stadtteilen Anergienetze zu errichten. In Abgrenzung zum 
Umsetzungsszenario 1 ohne Anergienetzausbau kann somit der Beitrag der Anergienetze unter 
den gegebenen Annahmen dargestellt werden. Die Annahmen zum mit dem Anergienetz 
versorgten Wärmebedarf wurde ausgehend vom Pilotprojekt Humboldtstraße / 
Friedensgemeinde getroffen. Die Annahme der Fertigstellung von 2 Anergienetzen pro Jahr 
bezieht sich auf den Zeitraum 2025 bis 2038. Es handelt sich somit um insgesamt 28 
Anergienetz-Projekte. Aktuelle befindet sich das erste Pilotprojekt Humboldtstraße / 
Friedensgemeinde noch in der Planungsphase. Ein belastbares Inbetriebnahme-Datum liegt 
noch nicht vor. Im Rahmen des Handlungsfeld 8 „Fortschreibung des Wärmeplans“ soll eine 
erste Fortschreibung des Wärmeplans 2028 erfolgen. Bis dahin sollen genügend Erfahrungen 
und Daten vorliegen, um die zukünftige Rolle von Anergienetzen besser bewerten zu können. 
Die Erreichung der Klimaschutzziele wird erleichtert, wenn mehr Anergienetze gebaut werden 
können. 
 
Zu 1. g: 
Die Annahme einer Anschlussquote für öffentliche Gebäude von 100% und von öffentlichen 
Gebäuden als Ankerkunden im Rahmen der Wärmeplanung führt nicht dazu, dass sich diese 
Gebäude an ein Fernwärmenetz anschließen müssen. Eine Festlegung dazu trifft der 
Wärmeplan nicht. Gemäß § 23 Abs. 4 Wärmeplanungsgesetz hat ein Wärmeplan keine 
rechtliche Außenwirkung und begründet keine einklagbaren Rechte oder Pflichten. Auf die 
Vorgabe der Landeshaushaltsordnung, Mittel wirtschaftlich und sparsam zu verwenden, hat die 
Annahme im Wärmeplan insofern keine Auswirkungen. Andere Wärmeversorgungsoptionen 
bleiben demnach möglich. 
 
Zu 1. h, i, j und 7: 
Eine Berechnung der Wärmegestehungskosten für dezentrale Wärmerzeuger ist in Kapitel 7.2 
des Wärmeplanentwurfs enthalten. Im Rahmen des Pilotvorhabens Humboldtstraße 
/Friedensgemeinde werden gemeinsam mit ErdwärmeDich die Grundlagen für eine 
aussagefähige und belastbare Wirtschaftlichkeitsermittlung für Anergienetz-Vorhaben im 
Gebäudebestand in Bremen erarbeitet. Wenn diese vorliegen, kann im nächsten Schritt im 
Rahmen der Fortschreibung des Wärmeplans eine Potenzialermittlung erfolgen. 
 
Die Umsetzungsstrategie ist gemäß § 13 Abs. 3 Wärmeplanungsgesetz ein Teil des 
Wärmeplans. Im Rahmen des Handlungsfeldes 4 „Anergienetze erproben“ der 
Umsetzungsstrategie wird festgestellt, dass Anergienetze auf der Grundlage von erneuerbaren 
Energien und unvermeidbarer Abwärme eine vielversprechende Technik sind, um potenziell 
einen erheblichen Beitrag zur Dekarbonisierung der Wärmeversorgung von bestehenden 
Gebäuden zu leisten. Die vorgenommene Differenzierung von Handlungsfeldern in 4 und 8 
(enthält Anergienetze) und 1 und 2 (bezieht sich nicht auf Anergienetze) kann ebenso wie das 
Fazit, Unterstützungsmaßnahmen für Wärmenetze seien wesentlich umfangreicher, auf der 
Grundlage des vorgelegten Wärmeplanentwurfes nicht nachvollzogen werden. So wirken sich 
zum Beispiel die im Rahmen des Handlungsfelds 1 „Wärmenetzausbau unterstützen und 
absichern“ angestrebten Maßnahmen für einen möglichst reibungslosen Ablauf von 
Baumaßnahmen für Wärmenetze beispielsweise auch positiv auf die Umsetzung von 
Anergienetzen aus, obwohl diese nicht ausdrücklich genannt werden.  
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Zu 2 und 3: 
Die Stadt Bremen hat eine den Vorgaben des Wärmeplanungsgesetzes entsprechende 
kommunale Wärmeplanung einschließlich Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt. Die 
Wärmeplanung und die Umsetzungsstrategie dienen erklärtermaßen dem Ziel, die 
Wärmeversorgung auf erneuerbare Energien und unvermeidbare Abwärme umzustellen. Der 
Status Quo in der Stadt Bremen ist noch durch den Einsatz fossiler Energien geprägt und soll 
entsprechend nicht beibehalten werden. Die Unterstützung der Initiativen zur 
gemeinschaftlichen Wärmeversorgung und von ErdwärmeDich durch energiekonsens und 
Stadt Bremen dient dazu, die Gestaltungs- und Umsetzungsressourcen dieses lokalen Akteures 
im Sinne der Wärmewende wirksam zu machen. Für eine erfolgreiche Umsetzung ist dabei die 
Eigenleistung der Akteure ein zentraler Faktor. 
 
Zu 4 und 5: 
Die Stadt Bremen und die aus Landesmitteln finanzierte energiekonsens unterstützen 
gemeinschaftliche Initiativen zur Wärmeversorgung in Bremen auf vielfältige Art und Weise. 
Zu nennen ist hier zum Beispiel die Erstellung von Machbarkeitsstudien, die Förderung für 
Pilotvorhaben, die Bereitstellung von gemeindeeigenen Wegeflächen und die Unterstützung bei 
Planung und Genehmigungen. Bei der Landesklimaschutzagentur energiekonsens wurde eine 
Anlaufstelle für Bürger:innen zum Thema Anergienetze geschaffen und es finden 
Vernetzungstreffen für Initiativen und Aktive statt. Im Wärmeplan wird das von ErdwärmeDich 
geplante Konzept für Anergienetze im Gebäudebestand nachvollziehbar dargestellt und mit 
einer Karte gezeigt, in welchen Straßenzügen in der Stadt Bremen sich Interessenten für 
Anergienetze bei ErdwärmeDich gemeldet haben. Diese Karte wurde im Rahmen des 
Wärmeplans zur interaktiven Nutzung aufbereitet und unter dem Titel „Straße mit Interessenten 
für Anergienetze“ im Geoportal veröffentlicht. Über die FAQs wird auf die Internetseite der 
Genossenschaft ErdwärmeDich verlinkt, so dass sich weitere Interessenten direkt dort 
informieren können. Im Rahmen des Wärmeplanentwurfs wird darauf hingewiesen (z.B. 
Kapitel 6.5, Kapitel 10, Abschnitt Zielszenario, Umsetzungsszenario Handlungsfeld 4 
„Anergienetze erproben“), dass Anergienetze insbesondere in als Prüfgebiete dargestellten 
Baublöcken einen Beitrag zur Wärmewende leisten können. Sie erhalten damit im Wärmeplan 
auch eine aus Sicht der kommunalen Wärmeplanung bevorzugte räumliche Zuordnung. 
 
Die laufenden Aktivitäten im Bereich Anergienetze zielen drauf ab, belastbare Grundlagen für 
eine technische und wirtschaftliche Beurteilung von Anergienetzen und damit für eine 
verstärkte Darstellung in der Fortschreibung des Wärmeplans zu schaffen. Im Rahmen der 
Wärmeplanung kann erst nach Vorliegen der Ergebnisse belastbar eingeschätzt werden, ob die 
Genossenschaft ErdwärmeDich eine besonders wirtschaftliche Lösung zur Wärmeversorgung 
von Bürgerinnen und Bürgern anbietet und damit auch im Sinne der Stellungnahme einen 
besonderen Beitrag für eine sozial gerechte Umsetzung der Wärmewende leistet. 
 
Die Wirtschaftlichkeit des Wärmenetzausbaus wurde mit der Annuitätsmethode nach VDI 2067 
durchgeführt und es wurde dabei ein kalkulatorischer Zinssatz von 8 % angenommen. Dieser 
liegt über dem im Wärmeplan angenommenen kalkulatorischen Zinssatz für dezentrale 
Wärmeerzeuger, da Unternehmen (in diesem Fall Netzbetreiber) im Gegensatz zu 
Privatpersonen eine Rendite auf das eingesetzte Kapital erwarten. Bei dezentralen Anlagen 
muss lediglich ein Zinssatz für das zu finanzierende Fremdkapital berücksichtigt werden, da 
ein/eine Gebäudeeigentümer:in mit seiner/ihrer Heizung keine Rendite erzielen wird (die würde 
er/sie dann an sich selbst zahlen). 
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Zu 6. 
Das auf Bundesebene beschlossene Gebäudeenergiegesetz (GEG) regelt abschließend, dass 
Heizkessel maximal bis zum 31.12.2044 mit fossilen Brennstoffen und damit auch mit Erdgas 
betrieben werden. Es ist davon auszugehen, dass dann auch kein flächendeckendes 
Gasverteilnetz mehr unterhalten wird.  
Der Ausbau der Fernwärme und der wachsende Anteil an dezentralen, klimaneutralen 
Heizungen, insbesondere Wärmepumpen, werden zu einem kontinuierlichen Rückgang der 
Gasverbräuche führen. Die Kosten des Gasverteilnetzes werden folglich auf immer weniger 
Kund:innen umgelegt und die jeweiligen Kosten für den Gasbezug steigen entsprechend. Um 
diesen Effekt zu dämpfen, ist es erforderlich, frühzeitigen die Auswirkungen der 
Wärmeplanung auf die lokalen Gasverbräuche in den Gasnetzentwicklungsplänen zu 
berücksichtigen. 
 
Die Stilllegung von Gasnetzen unterliegt bundesrechtlichen Regelungen. Betreiber von 
Erdgasnetzen haben gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 
grundsätzlich alle Anschlussbegehren an ihr Energieversorgungsnetz zu erfüllen und die 
Versorgung mit Erdgas sicherzustellen. Eine Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen von 
Umständen, aus denen die wirtschaftliche Unzumutbarkeit von Netzanschlüssen und 
Gasbelieferung an Bestandskunden vor dem Jahr 2045 folgen könnte, liegt beim Netzbetreiber. 
Erste konkrete rechtliche Rahmenbedingungen für Gasnetzstilllegung und Rückbau werden 
aktuell im Rahmen einer Novelle des EnWG (Referentenentwurf vom 04.11.2025) diskutiert. 
Danach wären Betreibende von Gasverteilnetzen zur Erstellung eines Entwicklungsplanes für 
das Gasnetz verpflichtet, sobald dauerhafte Außerbetriebnahmen von Teilen des Gasnetzes 
aufgrund dauerhafter Verringerung der Erdgasnachfrage innerhalb der nächsten 10 Jahre 
erforderlich werden (Referentenentwurf EnWG §16b). Betroffene Letztverbraucher:innen 
sollen gem. Referentenentwurf EnWG §17k unverzüglich, aber mindestens 5 Jahre vor der 
Trennung des Anschlusses, schriftlich informiert werden. 
 
Im Rahmen der Wärmeplanung hat der Betreibende des Gasverteilnetzes gemäß § 28 Abs. 3 
und 4 WPG mitzuteilen, wenn in Gebieten oder Teilgebieten der Neuanschluss von Kund:innen 
oder die Versorgung mit Gas eingeschränkt oder eingestellt werden soll. Diese Informationen 
sind dann im Rahmen der Wärmeplanung zu berücksichtigen. Die Planung der 
Gasnetzstilllegung unterliegt damit einem definierten Verfahren mit klaren 
Verantwortlichkeiten. 
 
Bei der Fortschreibung des Wärmeplans wird hinsichtlich des Stromnetzausbaus und der 
Gasnetzentwicklung weiterhin ein enger Austausch mit den Netzbetreibenden stattfinden. Die 
Auswirkungen der Umsetzung der Wärmeplanung auf das Gasnetz ist auch Bestandteil von 
Handlungsfeld 8 „Fortschreibung des Wärmeplans“ der Umsetzungsstrategie. 
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O4. Klima-AG Klein-Mexiko  

4.1 Stellungnahme 

Stellungnahme der Klima-AG Klein Mexiko 
Die meisten Baublöcke im Wohngebiet Klein-Mexiko im Ortsteil Hulsberg sind als 
„Prüfgebiet“ eingestuft. Die Grundstücke der dortigen Reihenhäuser sind mit ca. 4,5 m 
Breite und ca. 70 m² Gesamtfläche sehr klein. 
1. Der Fernwärme stehen wir aus verschiedenen Gründen kritisch gegenüber. Nach 
gegenwärtigem Stand des Wissens wird die Fernwärme noch auf viele Jahre hinaus zu 
einem erheblichen Anteil aus der Verbrennung fossiler Stoffe gewonnen. Der Ferntransport 
führt – je nach Entfernung zur Energiequelle – zu nennenswerten Wärmeverlusten. Das 
kleinteilig strukturierte Klein-Mexiko wird vermutlich erst sehr spät an eine 
Fernwärmeversorgung angeschlossen werden. Bisher hat sich niemand dazu geäußert, auf 
wen die enormen Kosten für die Verlegung umgelegt werden. Zudem ist man bei der 
Fernwärme von einem Monopolanbieter abhängig, da es keine Versorger-Wahlmöglichkeit 
gibt. 
2. Die Aufstellung einer größeren Anzahl von Luftwärmepumpen als hauptsächliche 
Methode der Wärmeversorgung wird von uns sehr kritisch gesehen, weil sie aus folgenden 
Gründen sehr nachteilig ist:  
Die Abstände zwischen den aufzustellenden Luftwärmepumpen sind aufgrund der 
schmalen Grundstücke zu gering. Dies gilt speziell in den schmalen Wegen. Der Betrieb 
zahlreicher Luft-Wärmepumpen auf engstem Raum kann zu einer signifikanten Absenkung 
der Lufttemperatur in den Wegen führen, insbesondere bei austauscharmen 
Inversionswetterlagen, es können sogenannte Kaltluftseen entstehen. Hierdurch wird der 
Wirkungsgrad der Anlagen herabgesetzt. Die Nutzung der Gartenflächen hinter dem Haus 
ist bei den meisten Grundstücken aufgrund der fehlenden Zugänglichkeit nicht möglich. 
Die von Luftwärmepumpen ausgestoßene Kaltluft ist auch für das Sozialleben in unserer 
Nachbarschaft schädlich. Die Vorgärten und die Wege sind Teil unseres Erholungsraumes. 
Sie sind wichtig für ein vielfältiges soziales Miteinander, insbesondere nachbarschaftliche 
Kommunikation, und werden entsprechend seit fast 100 Jahren so genutzt.  
Für die Aufstellung einer Luftwärmepumpe wird allein nur für das Gerät eine Fläche von 
ca. 1 m² benötigt. Bei einer Vorgartenfläche von 10-14 m² ist der Platzverbrauch nicht 
unerheblich. In den Vorgärten sind häufig Stellplätze für Fahrräder und Mülltonnen. Auch 
die Zugänglichkeit der Häuser für Menschen mit Rollatoren oder Rollstühlen wird 
erschwert. Als einziger Platz bliebe häufig nur, schön bepflanzte Flächen zu opfern. Als 
ebenfalls nachteilig sehen wir die Auswirkungen auf das Stadtbild. 
3. Aus diesen Gründen sehen wir als einzigen denkbaren Weg der flächendeckenden 
fossilfreien Wärmeversorgung in unserer Kleinhaussiedlung die Nutzung eines kalten 
Nahwärmenetzes (Anergienetz). Dazu ist zwingend notwendig die Nutzung des 
öffentlichen Raumes, und zwar nicht nur der Nutzung der Bürgersteige/Grünfläche, 
sondern auch der Straße. 
4. Seit Jahren engagieren sich Bewohnerinnen und Bewohner der Siedlung in der Klima-
AG Klein-Mexiko für die Verwirklichung einer solidarischen klimafreundlichen 
Wärmeversorgung. Leider fehlte bisher die Unterstützung und Mitwirkung durch die 
Bremische Politik, insbesondere die senatorischen Behörden. Die Mitglieder der Klima-AG 
sind weiterhin bereit, das Land und die Kommune zu unterstützen, damit sie ihr selbst 
gesetztes Ziel der Klimaneutralität erreichen können. 
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4.2 Antwort 

Das Quartier Klein Mexiko ist durch eine kleinteilige Bebauung geprägt. Es weist trotzdem 
eine dichte Bebauung auf und erreicht eine höhere Wärmedichte. Im Wärmeplan hat sich auf 
der Grundlage der datenbasiert durchgeführten Analysen für das Quartier teilweise eine 
Eignung für Wärmenetze ergeben. Weitere Baublöcke sind als Prüfgebiet dargestellt, da eine 
wirtschaftliche Erschließung durch ein Wärmenetz für diese Bereich trotz der erreichten 
Wärmedichte aktuell nicht festgestellt werden konnte.  
 
Unter der Annahme einer Schallreduzierung von –5dB sind die als Prüfgebiet dargestellten 
Baublöcke des Quartiers für eine Versorgung durch dezentrale Luftwärmepumpen 
wahrscheinlich geeignet. Im Wärmeplan ist dies in der Karte „Eignung für dezentrale 
Luftwärmepumpen im Zieljahr nach § 19 mit 5 dB Schallschutz“ dargestellt. 
 
Die Initiative äußert sich kritisch sowohl zur Erschließung durch ein Wärmenetz als auch zur 
Wärmeversorgung mit Luftwärmepumpen und möchte ein Anergienetz zur Wärmeversorgung 
errichten. Die Ergebnisse der Wärmeplanung schließen dies nicht aus und sprechen auch nicht 
dagegen, dass eine Anergienetzlösung realisiert wird. Der Wärmeplan hat als strategische 
Planung keine rechtliche Verbindlichkeit. Die Stadt Bremen hat sich im Rahmen der 
Pilotvorhaben der Genossenschaft ErdwärmeDich Anergienetze eG grundsätzlich bereit erklärt, 
der Einbringung der erforderlichen Erdwärmesonden und Leitungen im öffentlichen Grund 
zuzustimmen, wenn die Bestimmungen und Regelungen für die Nutzung öffentlichen Grundes 
eingehalten werden. Aufgelegt wurde außerdem eine Förderung von Pilotvorhaben für 
gemeinwohlorientierte Anergienetze. Gefördert werden die Kosten für Suchschachtungen, 
Probebohrungen und Untersuchungen zur technischen und wirtschaftlichen Machbarkeit mit 
einer Vollfinanzierung und einem Höchstbetrag von je 100 T€. (siehe auch: Antwort zur 
Stellungnahme der ErdwärmeDich Anergienetze eG.  
 
Für das Quartier Klein-Mexiko wurde unter Begleitung von energiekonsens mit öffentlichen 
Fördermitteln ein integriertes energetisches Quartierskonzept erstellt. In diesem Rahmen 
wurden unter Beteiligung von Anwohner:innen Modernisierungspotentiale und nachhaltige und 
praktikable Quartierslösungen untersucht. 
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O5. Ortsamt West 

5.1 Stellungnahme 
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5.2 Antwort 

Zu 1 und 2: 
Dass Thema eines schnelleren und weitergehenden Ausbaus von Wärme- und Anergienetzen 
in der Stadt Bremen wird im weiteren Verlauf der Wärmewende aufgegriffen. Insbesondere mit 
dem Handlungsfeldern 2 „Wärmenetzausbau beschleunigen“ und 3 „Anergienetze erproben“ 
der Umsetzungsstrategie soll zum Beispiel geprüft werden, ob eine verstärkte Einbeziehung 
weiterer Akteure den Ausbau beschleunigen kann. Außerdem soll hier die öffentliche 
Beteiligung an einer Wärmegesellschaft erörtert werden. Außerdem wird die Realisierung von 
Anergienetzen im Gebäudebestand weiter begleitet und unterstützt. 
 
Zu 3: 
Dem Leitfaden „Oberflächennahe Geothermie im Land Bremen“ ist zu entnehmen, dass das 
Gebiet der Stadt Bremen überwiegend wasserwirtschaftlich und geologisch günstige Bereiche 
aufweist. Dort ist vorbehaltlich der hydrogeologischen und Altlastenprüfung im Einzelfall die 
Einbringung von Erdwärmesonden möglich. Die Bereiche Findorff, Gröpelingen und Walle 
gehören dazu. Erdwärmebohrungen unter öffentlichen Flächen sind dort deshalb nicht 
eingeschränkt. Die Planung für ein konkretes Projekt kann die Wärmeplanung allerdings 
grundsätzlich nicht ersetzen. Die Möglichkeit von Tiefenbohrungen in diesem Bereich wurde 
nicht untersucht. Es sind jeweils projektspezifisch individuelle Untersuchungen erforderlich, 
da in den Flächen in der Regel bereits verschiedene Leitungen verlegt sind. Im Rahmen der 
Förderung für Pilotvorhaben wird technische und wirtschaftliche Machbarkeit des konkreten 
Vorhabens und Probebohrungen und geothermische Tests für die Erdwärmesonden gefördert. 
Die Ergebnisse der durchgeführten Untersuchungen sollen nach Vorliegen veröffentlicht 
werden. Die rechtliche Grundlage dafür wurde im Rahmen der Richtlinie zur „Förderung von 
vorbereitenden Untersuchungen für Pilotprojekte zur Realisierung von Anergienetzen“ 
geschaffen. 
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Zu 4: 
Konkrete, niedrigschwellige und individuelle Beratungen vor Ort spielen im Rahmen der 
Umsetzung der Wärmewende eine wichtige Rolle. Die Stadt Bremen hat mit energiekonsens, 
Verbraucherzentrale, Bremer Aufbau-Bank und Bremer Umweltberatung mehrere 
Beratungsstellen, die ein umfassendes und qualitativ hochwertiges Informations-, Beratungs- 
und Qualifizierungsangebote zu allen Themen der klimaschonenden Wärmeversorgung 
anbieten. Dazu gehören auch umfangreiche Aktivitäten jeweils vor Ort oder in Rahmen von 
Aktionen im jeweiligen Stadtteil. Die Angebote werden regelmäßig bedarfsorientiert 
weiterentwickelt. 
 
Für die Prüfgebiete liegen im Rahmen der Eignungsuntersuchung für dezentrale 
Wärmepumpen bereits jetzt belastbare Ergebnisse vor. Danach weisen die Prüfgebiete eine 
Eignung für die Versorgung mit dezentralen Wärmepumpen auf. Die Ergebnisse sind in den 
Karten „Eignung für dezentrale Luftwärmepumpen im Zieljahr nach § 19 dokumentiert. Für die 
Eigentümer:innen steht insofern eine geeignete Heizungsalternative zur Verfügung. In den 
aktuellen Analysen konnte jedoch die Eignung für eine wirtschaftliche Wärmenetzerschließung 
nicht bestätigt werden, obwohl die Wärmedichte der Baublöcke relativ hoch ist. Im Rahmen 
der Fortschreibung des Wärmeplans wird deshalb noch einmal eingehender untersucht, ob auch 
eine Wärmenetzeignung oder eine Eignung für innnovative Wärmeversorgungslösungen wie 
Anergienetze bestehen könnte. 
 
Zu 5: 
Eine soziale Ausgestaltung der Wärmewende ist von wichtiger Bedeutung nicht zuletzt für die 
Akzeptanz der geplanten Maßnahmen und die Erreichung der Klimaschutzziele. Für die 
Umrüstung von Heizsystemen durch Hauseigenümer:innen können die entsprechenden 
Förderangebote des Bundes in Anspruch genommen werden. Dort erfolgt bereits eine 
Staffelung der Förderhöhe nach sozialen Kriterien. Außerdem soll ein neues bremisches 
Kreditförderangebot für Heizungsumstellung und Verbesserung des Wärmeschutzes aufgelegt 
werden, dass im Hinblick auf eine sozialverträgliche Wärmewende insbesondere ältere und 
einkommensschwache Bürger und Bürgerinnen ansprechen soll. Im Wärmeplanentwurf wird 
das Thema Landesförderung durch die Handlungsfelder 5 „Umstieg auf klimafreundliche 
Wärme fördern“ und 6 „Wärmebedarf von Gebäuden senken“ der Umsetzungsstrategie 
aufgegriffen. Seitens SUKW ist eine Persona-Analyse in Auftrag geben worden, aus der 
Erkenntnisse über weitere Zielgruppen gewonnen werden sollen, die in der Weiterentwicklung 
der Kreditförderprogramme mit aufgenommen werden sollen. 
 
Die rechtlichen Grundlagen für die Preisgestaltung von Wärmepreisen und die 
Missbrauchsaufsicht sind auf Bundesebene im Rahmen des Energiewirtschafts- und 
Kartellrechts gesetzt und dienen auch dem Schutz von Fernwärmekund*innen vor überzogenen 
Preisen. 
 
Zu 6 und 7 
Alle acht Handlungsfelder der Umsetzungsstrategie des Wärmeplanentwurfs sind mit 
konkreten Zeitangaben versehen. 
Das Thema Baustellenkoordination wird in der weiteren Umsetzung der Wärmewende 
aufgegriffen. Mit dem Handlungsfeld 1 „Wärmenetzausbau unterstützen“ der 
Umsetzungsstrategie sollen Verbesserungsmöglichkeiten bei der Baustellenkoordination 
ermittelt und umgesetzt werden und es wird geprüft, ob zusätzliche Personalkapazitäten 
erforderlich sind. Die Koordination von Baumaßnahmen im öffentlichen Raum erfolgt in der 
Stadt Bremen unabhängig vom jeweiligen Anlass im Rahmen der Baustellenkoordination durch 
die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung und der Polizei Bremen.  
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O6. Verein KlimaZone Bremen-Findorff  

6.1 Stellungnahme 
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6.2 Antwort 

Zu A Gutachten Wärmeplanung 
 
Nr. 1; Nr. 9 
Im Wärmeplan hat sich auf der Grundlage der datenbasiert durchgeführten Analysen für das 
Quartier teilweise eine Eignung für Wärmenetze für Findorff ergeben. Insgesamt geht der 
Anteil der Gebiete mit Wärmenetzeignung auch in Findorff deutlich über die Fernwärmegebiete 
der swb hinaus. Weitere Baublöcke sind als Prüfgebiet dargestellt, da eine wirtschaftliche 
Erschließung durch ein Wärmenetz für diese Bereich trotz der erreichten Wärmedichte aktuell 
nicht festgestellt werden konnte. Auch für die Prüfgebiete liegen im Rahmen der 
Eignungsuntersuchung für dezentrale Wärmepumpen bereits jetzt belastbare Ergebnisse vor. 
Danach weisen die Prüfgebiete eine Eignung für die Versorgung mit dezentralen 
Wärmepumpen auf. Die Ergebnisse sind in den Karten „Eignung für dezentrale 
Luftwärmepumpen im Zieljahr nach § 19 dokumentiert. Für die Eigentümer:innen steht 
insofern eine geeignete Heizungsalternative zur Verfügung. 
 
Nr. 2 
Die Betreiber von Nahwärmenetzen (wie zum Beispiel GEWOBA/GEWOBA Energie, swb, 
Fernwärme Nord, BREBAU, Enercity Contracting) wurden nach ihren Ausbauplänen gefragt. 
Angegeben wurden entweder keine oder sehr geringe Ausbaupläne. Darüber hinaus wurde in 
vielen Fällen durch die Betreiber eher die Bereitschaft geäußert, bestehende Nahwärmenetze in 
Zukunft an die Fernwärme anzuschließen. Kapitel 6.5 des Wärmeplans dokumentiert dieses 
Ergebnis. 
 
Die Dekarbonisierung einzelner Wärmenetze ist im Teil 3 des Wärmeplanungsgesetzes separat 
und abschließend geregelt. Die daraus resultierenden Pflichten zur Dekarbonisierung von 
Wärmenetzen richten sich direkt an die jeweiligen Wärmenetzbetreiber. 
Dekarbonisierungsfahrpläne von Wärmenetzen mit einer Netzlänge von über 1 km sind der 
Behörden gem. WPG §32 bis Ende 2026 vorzulegen. Die Dekarbonisierungsfahrpläne müssen 
zusätzlich von den Wärmenetzbetreibenden veröffentlicht werden. 
 
Die ökologisch, technisch und wirtschaftlich ausgerichtete Flusswasserstudie soll, wie in der 
Umsetzungsstrategie im Handlungsfeld 3 „Klimaverträgliche Wärmequellen nutzbar machen“ 
beschrieben, unter anderem die Dekarbonisierung von Wärmenetzen unterstützen. 
Nr. 3 
Anergienetze und damit Systeme zur gemeinschaftlichen Nutzung von Erdwärmebohrungen 
können grundsätzlich fast im gesamten Gebiet der Stadt Bremen errichtet werden. Dem 
Leitfaden „Oberflächennahe Geothermie im Land Bremen“ ist zu entnehmen, dass das Gebiet 
der Stadt Bremen überwiegend wasserwirtschaftlich und geologisch günstige Bereiche für 
Erdwärmesonden aufweist. Dort ist vorbehaltlich der hydrogeologischen und Altlastenprüfung 
im Einzelfall die Einbringung einer Erdwärmesonde möglich. Das gilt auch für Findorff. Mit 
dem Handlungsfeld 4 „Anergienetze erproben“ der Umsetzungsstrategie sollen Datenlücken zu 
dieser insbesondere im Gebäudebestand neuen und innovativen Wärmelösung geschlossen und 
die weitere Verbreitung von Anergienetzen in Bremen gezielt weiter unterstützt werden. Gerade 
in den Prüfgebiete könnten neben dezentralen Wärmepumpen und Anschluss an ein Wärmenetz 
neue und innovative Ansätze für Wärme- oder Anergienetze eine wichtige Rolle spielen. 
 
Mit der Förderung von Pilotvorhaben für gemeinwohlorientierte Anergienetze werden die 
Kosten für Suchschachtungen, Probebohrungen und Untersuchungen zur technischen und 
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wirtschaftlichen Machbarkeit mit einer Vollfinanzierung gefördert mit dem Ziel, gemeinsam 
mit den Zuwendungsempfänger*innen u.a. der Genossenschaft ErdwärmeDich belastbare und 
praxisgerechte Informationen für die technische und wirtschaftliche Machbarkeit dieser Lösung 
zu ermitteln. Die Ergebnisse der durchgeführten Untersuchungen sollen veröffentlicht werden, 
sobald diese vorliegen. Die rechtliche Grundlage dafür wurde im Rahmen der Förderrichtlinie 
„Landesförderprogramm für vorbereitende Untersuchungen für Anergienetz-Pilotprojekte“ 
geschaffen. Im Rahmen der Erstellung des Wärmeentwurfs wurden Wärmenetzbetreiber 
ebenso wie die Genossenschaft ErdwärmeDich Anergienetze eG Anfang 2025 im Rahmen einer 
freiwilligen Abfrage zu Wärmenetzen, Wärmeerzeugungsanlagen und -Speichern im Bestand 
und in Planung befragt. Das Ergebnis der Rückmeldung ist in Kapitel 6.6 des 
Wärmeplanentwurfs und in der interaktiven Karte zu Interessenten an Anergienetzen 
dokumentiert. 
 
Nr. 4, Nr. 7 
Die Analyse des wirtschaftlichen Wärmenetzausbaus enthält Angaben zu Kostenannahmen für 
Transportleitungen, Hausanschlussleitungen und Hausanschlussstationen, die 
Wärmeerzeugung und die Zuleitung der Wärme zum Ausbaugebiet, Wartungs- und 
Instandhaltungskosten und Kundenbetreuungskosten. Die Annahmen des Gutachters basieren 
unter anderem auf Marktanalysen, eigenen Kenntnissen des Gutachters zu 
Leitungsbauprojekten der Energiewirtschaft und Erfahrungen aus Wärmeplanungen für andere 
Kommunen. Die Annahmen wurden mit swb / wesernetz und enercity abgestimmt, um eine 
regionale belastbare und praxisgerechte Kostenannahmen mit Relevanz für Bremen zu erhalten. 
Ein konkrete Netzauslegung und Netzplanung mit Querschnitten und Verlegetiefen für die 
jeweilige Fernwärmeleitung ist nicht Gegenstand der Wärmeplanung. Um den wirtschaftlichen 
Netzausbau ermitteln zu können, wurden die Kosten den Erlösen aus dem Wärmeverkauf 
gegenübergestellt. Grundlage für die Kalkulation war der Fernwärmepreis der swb von Januar 
2025. Bei den Angeboten von Stadt.Energie.Speicher und ErdwärmeDich handelt es sich um 
neue und innovative Alternativen, die aktuell zum ersten Mal in die Realisierung gehen. Sobald 
hier belastbare Kosten und Erlöse vorliegen, werden auch diese in die Fortschreibung der 
Wärmeplanung einbezogen. 
 
Die Ableitung der Wärmenetzeignung ist im Wärmeplan in Kapital 6 dargestellt. Sie basiert auf 
der durchgeführten Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und bildet die aktuellen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen einschließlich Bundesförderung ab. Eine Eignungsausweisung für ein 
Wärmenetz gem. WPG trifft zudem weder eine Entscheidung über einen konkreten Betreiber 
noch eine Entscheidung darüber, ob das jeweilige Gebiete durch ein Fernwärmenetz, ein 
Nahwärme- oder Anergienetz erschlossen wird. 
 
Nr. 5, Nr. 6 
Bei der Potenzialermittlung von Flächen für Erdwärmesonden sind Wald, Gehölze und 
Baumbestand als Ausschlussgebiete und z.B. Flächen zum Parken als Positivflächen benannt. 
(Kapitel 4.4 des Wärmeplans). Einschränkungen auf der jeweiligen Fläche zum Beispiel durch 
Bäume sind im Rahmen einer konkreten Projektplanung im Einzelfall zu prüfen. Dabei gelten 
die Regelungen der bremischen Grünordnung und Baumschutzverordnung. Im Rahmen der 
Beispielhaft für Huchting/Sodenmatt durchgeführten Potenzialermittlung wurden die mögliche 
Sondenzahl um 50% reduziert, um entsprechende Einschränkungen pauschal zu 
berücksichtigen. 
 
Dem Leitfaden „Oberflächennahe Geothermie im Land Bremen“ ist zu entnehmen, dass das 
Gebiet der Stadt Bremen überwiegend wasserwirtschaftlich und geologisch günstige Bereiche 
aufweist. Parkplatz- und Marktflächen sind vorbehaltlich der hydrogeologischen und 
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Altlastenprüfung im Einzelfall zusätzlich die Einbringung von Erdwärmesonden möglich, 
wenn der*die Grundstückseigentümer*in einverstanden ist und Abstand zu Bestandsleitungen 
eingehalten wird, die Oberflächen wiederhergestellt, Baumschutzmaßnahmen eingehalten 
Altlastenprüfung durchgeführt werden etc.. 
 
Nr. 8 
Mit der geplanten Fortschreibung des Wärmeplans bis Ende 2028 werden auch die Daten zum 
Wärmepumpenbestand aktualisiert werden. Der Wärmeplan stellt in der Bestandanalyse unter 
Kapitel 3.4 auch die Wärmepumpenzahl dar. Grundlage ist die mit dem Wärmeatlas 
zusammengestellte Datenbasis. Eine offizielle Statistik zur Zahl der installierten 
Luftwärmepumpen liegt nicht vor, so dass die Werte aus anderen Quellen abgeleitet werden 
müssen.  
 
Nr. 10 
Die kommunale Wärmeplanung ist eine strategische Planung für die gesamte Stadt Bremen. 
Konkrete Standorte für einzelne Heizzentralen oder Standorte für eine Anlage zur Nutzung 
erneuerbarer Energiequellen sind im Rahmen einer Detailanalyse im Zuge der Umsetzung der 
Wärmewende abgestimmt auf das jeweilige Netz durch den jeweiligen Netzbetreiber zu 
ermitteln. Innovative Ansätze wie die neu konzipierten Klimatürme von Stadt.Energie.Speicher 
variieren die Anordnung der Bestandteile von großen Luftwärmepumpen für Wärmenetze. 
Dadurch kann auf kleiner Grundfläche eine hohe Wärmeleistung mit geringen 
Schallemissionen realisiert werden. Wenn sich diese Anlagen in der Praxis wirtschaftlich und 
genehmigungsrechtlich realisieren lassen – Stadt.Energie.Speicher nimmt in kürze die erste 
Pilotanlage in Betrieb - dann könnten Luftwärmepumpen für Nahwärmenetze zukünftig an sehr 
vielen Stellen in der Stadt errichtet werden.  
 
Nr. 11 
Es ist zutreffend, dass die Stromerzeugung heute noch nicht ohne fossile Energiequellen erfolgt. 
Die im Wärmeplan angenommen THG-Emissionsfaktoren basieren auf den im Technikkatalog 
zur kommunalen Wärmeplanung beschriebenen Emissionsfaktoren einschließlich ihrer 
Vorkette. Sie enthalten entsprechend auch für die Betrachtungsjahre 2030, 2025 und 2028 für 
entsprechende Emissionen, die in den jeweiligen Jahren vom Technikkatalog angenommen 
worden sind. 
 
Nr. 12  
Der Wärmeplanentwurf enthält alle nach den Wärmeplanungsgesetz des Bundes erforderlichen 
Untersuchungen und Unterlagen und ist somit vollständig. Es handelt sich um eine strategische 
Fachplanung für die ganze Stadt Bremen. Eine umfassende Untersuchung der technischen und 
wirtschaftlichen Machbarkeit von Wärmeversorgungsoptionen im Einzelfall bis hin zur 
Auslegungs- und Genehmigungsplanung ist darin weder für Wärmenetze noch für Anlagen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien für Wärmenetze und dezentral für jedes einzelne Gebäude 
enthalten. 
 
Zu B Umsetzungsstrategie 
 
Nr. 1 
Der Ausbau der Erneuerbaren Energien ist sowohl im Bremischen Klimaschutz- und 
Energiegesetz (BremKEG) als auch konkret in der Klimaschutzstrategie 2038 der Freien 
Hansestadt Bremen verankert. Die Ziele sehen gem. Aktionsplan Klimaschutz einen Ausbau 
der Windenergie auf 300 MW bis 2030 und 350-400 MW bis 2038 sowie für die Solarenergie 
einen Ausbau auf 500 MW bis 2030 und 1.000 MW bis 2038 vor. Zur Erreichung dieser Ziele 
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benennt der Aktionsplan Klimaschutz verschiedene Maßnahmen, die innerhalb der nächsten 
Jahre umgesetzt werden sollen. Beispielhaft seien das Ausschöpfen des Repowering-Potenzials 
von Windenergieanlagen sowie die Erarbeitung Gesamtstädtischer Standortkonzepte für die 
Nutzung von Freiflächenphotovoltaik in den beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven 
genannt. Nicht nur die wachsende Anzahl an Wärmepumpen, auch der stetige Ausbau der E-
Ladeinfrastruktur wird den Strombedarf steigen lassen. Insofern setzt der Senat auch weiterhin 
auf den Ausbau der erneuerbaren Energien als notwendigen Schritt zur Erreichung der 
Klimaneutralität. Die Ausbauziele bei den Erneuerbaren Energien sind ambitioniert und 
berücksichtigen bereits den in Zukunft noch stärker zunehmenden Strombedarf. Eine 
darüberhinausgehende Zielsetzung im Zusammenhang mit der wachsenden Anzahl von 
Wärmepumpen ist derzeit nicht vorgesehen; es wird aber eine bedarfsorientierte Evaluierung 
der Zielzahlen erfolgen. 
 
Nr. 2  
Beim Ausbau von Wärmenetzen durch die jeweiligen Wärmenetzbetreiber gilt das jeweils 
geltende Recht und damit auch den Baumschutz. Schwammstadt-Vorhaben sollen im Rahmen 
der Baustellenkoordination ebenfalls mitgedacht werden. In der Umsetzungsstrategie wurde 
daher Schwammstadt-Vorhaben noch zusätzlich aufgenommen. 
 
Nr. 3 
Mit dem Bremischen Klimaschutz- und Energiegesetz (BremKEG) hat sich die Freie 
Hansestadt Bremen zum Ziel gesetzt, die Kohlendioxidemissionen bis 2038 um 95% zu 
reduzieren. 
 
Mit der Wärmeplanung inklusive der Umsetzungsstrategie verfolgt der Senat das Ziel, die 
Wärmeversorgung in Bremen zu dekarbonisieren und die Rahmenbedingungen für einen 
weiteren Ausbau von Wärmenetzen und die Nutzung von Wärmepumpen zu schaffen. Die 
Wärmeplanung setzt dabei den strategischen Rahmen und bietet Orientierung. Der Wärmeplan 
zeigt mit dem Umsetzungsszenario 2 auf, unter welchen Annahmen dieses Ziel im Bereich der 
Wärmeversorgung erreicht werden kann. Dabei ist zu berücksichtigen, dass wesentliche 
Rahmenbedingungen für die Umstellung der Wärmeversorgung auf erneuerbare Energien und 
unvermeidbare Abwärme auf Bundesebene gesetzt werden.  
 
Nr. 4, Nr. 5, Nr. 9 
Neben der Politik, Verwaltung und Bevölkerung sind auch die im Wärmemarkt handelnden 
Akteure vom Berater und Planer über den ausführenden Handwerksbetrieb bis hin zum 
Wärmeversorger und zum Wohnungsbauunternehmen von besonderer Bedeutung. Die im 
Rahmen der Wärmeplanerstellung begonnenen Gespräche mit anderen Ressorts und die 
Akteursgespräche werden deshalb fortgesetzt und sollen im Zuge der Umsetzung und 
Fortschreibung des Wärmeplans durch weitere Beteiligungsaktivitäten ergänzt werden. 
 
Mit dem Handlungsfeld 2 „Wärmenetzausbau beschleunigen“ der Umsetzungsstrategie soll 
auch geprüft werden, ob eine verstärkte Einbeziehung weiterer potenzieller auch 
gemeinwohlorientierter Wärmenetzbetreiber den Wärmenetzausbau beschleunigen kann. 
 
Nr. 6, Nr. 7 
Die Umsetzungsstrategie ist Teil des Wärmeplans. Alle acht Handlungsfelder der 
Umsetzungsstrategie enthalten Angaben zu den geplanten Maßnahmen, Zeitangaben und 
Angaben zu Verantwortlichen und Beteiligten. Eine finanzielle und personelle Absicherung 
einzelner Maßnahmen und Instrumente muss jeweils durch die zuständigen Ressorts und 
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Gremien erfolgen, um die dauerhafte Umsetzung für den Zeitraum der Wärmewende jeweils 
finanziell und personell abzusichern.  
 
Nr. 8 
Die Umsetzung der Wärmewende stellt vor allem eine Vielzahl an privaten 
Gebäudeeigentümer:innen, die ihre Wärmeversorgung klimaneutral umstellen und/oder ihr 
Gebäude energetisch sanieren müssen, vor besondere Herausforderungen. Beratungen vor Ort 
spielen im Rahmen der Umsetzung der Wärmewende eine wichtige Rolle. Die Stadt Bremen 
hat mit energiekonsens, Verbraucherzentrale, Bremer Aufbau-Bank und Bremer 
Umweltberatung mehrere Beratungsstellen, die ein umfassendes und qualitativ hochwertiges 
Informations-, Beratungs- und Qualifizierungsangebote zu allen Themen der klimaschonenden 
Wärmeversorgung anbieten. Dazu gehören auch umfangreiche Aktivitäten jeweils vor Ort oder 
in Rahmen von Aktionen im jeweiligen Stadtteil. Die Angebote werden regelmäßig 
bedarfsorientiert weiterentwickelt. Unter anderem soll die Persona-Analyse, die aktuell von 
SUKW beauftragt worden ist, auch Aufschluss darüber geben, wie noch gezielter die 
Bürger*innen beraten und erreicht werden können. 
 
Nr. 10 
Die Wärmeplanung ist eine auf Daten und Annahmen beruhende strategische Planung für die 
gesamte Stadt Bremen. Sie zeigt auf, dass in Bremen vielfältige Optionen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien und unvermeidbarer Abwärme in der Wärmeversorgung bestehen. Sie 
ersetzt jedoch keine konkrete Untersuchung und Planung für ein einzelnes Wärme - oder 
Anergienetz oder für eine Einzelgebäudeversorgung durch den jeweiligen Akteur. 
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O7. Stadt.Energie.Speicher GmbH 

7.1 Stellungnahme 
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7.2 Antwort 

Das Unternehmen Stadt.Energie.Speicher erklärt mit der Stellungnahme seine Bereitschaft, 
Erfahrungen aus den in diesem und den nächsten Jahren in Betrieb gehenden 
Wärmeversorgungsprojekten frühzeitig den Prozess der Fortschreibung der Wärmeplanung 
(Handlungsfeld 8 „Wärmeplan frühzeitig fortschreiben“ der Umsetzungsstrategie) 
einzubringen. Das Angebot wird im weiteren Prozess der Wärmeplanung gerne aufgegriffen. 
 
Zu Teil 1 – Stellungnahme zu einzelnen Inhalten 
 
Wärmenetze, Wärmeerzeugungsanlagen, Speicher und Nutzung von 
Großwärmepumpen, Planungen für Nahwärmenetze 
Im Rahmen der Erstellung der Wärmeplanung wurden Wärmenetzbetreiber Anfang 2025 im 
Rahmen einer freiwilligen Abfrage zu Wärmenetzen, Wärmeerzeugungsanlagen und Speichern 
im Bestand und in Planung befragt. Angeschrieben wurde auch Stadt.Energie.Speicher. Eine 
Rückmeldung zu geplanten Wärmenetzen und Erzeugungsanlagen in den Bereichen 
Überseeinsel und Kornquartier ist damals nicht eingegangen. Im Wärmeplan wird in Kapitel 
6.5 deshalb in Textform auf einige bekannte Vorhaben von Stadt.Energie.Speicher 
hingewiesen. Die jetzt übermittelten zusätzlichen Informationen werden ebenso wie die 
Informationen zu den mit Inbetriebnahme 2027 geplanten Vorhaben Hachez-Quartier und 
Parkquartier Eingang in die Fortschreibung des Wärmeplans finden. Die bestehenden 
interaktiven Karten im Geoportal sollen um eine weitere Karte ergänzt werden, die die in 
Tabelle 9 des Wärmeplanentwurfs aufgeführten bestehenden Wärmenetze sowie neu in Betrieb 
genommene Wärmenetze (z.B. Überseeinsel) abbilden. Diese Karte soll kontinuierlich 
aktualisiert werden, sodass die weiteren von Stadt.Energie.Speicher Wärmenetze nach Ihrer 
Inbetriebnahme dann mitaufgenommen werden. Eine Abstimmung mit den betroffenen 
Wärmenetzbetreibern zu der geplanten Karte ist ausstehend und wird in Kürze erfolgen. 
 
Flusswärmepumpen 
Gemäß Wärmeplan können Flusswärmepumpen eine wichtige Rolle bei der Umstellung der 
Wärmeversorgung einnehmen. Die Einschätzung, dass innovative Lösungen zur Nutzung der 
Weser als Wärmequelle für Flusswärmepumpen wie die von Stadt.Energie.Speicher zu einem 
höheren Potenzial führen können, wird geteilt. 
 
Das Handlungsfeld 3 „Klimaverträgliche Wärmequellen nutzbar machen“ der 
Umsetzungsstrategie sieht unter anderem Untersuchungen zu gewässerökologischen 
Auswirkungen vor, um die Installation von Flusswärmepumpen zu erleichtern. Mit der 
Durchführung der Wärmeplanung ist grundsätzlich den Anspruch verbunden, dass durch den 
Prozess laufende Vorhaben für Wärmenetze und Wärmeerzeugung nicht behindert oder 
verzögert werden, sondern in der Umsetzung unterstützt und beschleunigt wird. 
Nahwärmenetze mit neuer, innovativer Nutzung von Erneuerbaren Energiequellen werden 
ausdrücklich begrüßt und unterstützt.  
 
Luft als Wärmequelle für zentrale Wärmeversorgung 
Stadt.Energie.Speicher stellt in der Stellungnahme seine neuen und innovativen Ansätze für 
Nahwärmelösungen mit Luftwärmepumpen (Klimaturm, Parkspeicher) vor. Diese innovativen 
Lösungen können insbesondere in den Prüfgebieten neben der dezentralen Wärmeversorgung 
eine geeignete Alternative unter der Voraussetzung, dass die Wärmegestehungskosten 
vergleichbar sind, darstellen. Bei der Suche nach geeigneten Flächen unterstützt die Stadt 
Bremen gerne. 
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O8. Beirat Hemelingen 
  

8.1 Stellungnahme 
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8.2 Antwort 

Der Wärmeplan weist für viele Baublöcke im Bereich von Hemelingen, Sebaldsbrück, 
Arbergen und Mahndorf eine Wärmenetzeignung auf. Die Ausweisung als Baublock mit 
Eignung für ein Wärmenetz trifft dabei weder eine Entscheidung über einen konkreten 
Betreiber noch eine Entscheidung darüber, ob das jeweilige Gebiet durch ein Fernwärmenetz 
oder durch ein Nahwärmenetz erschlossen wird.  
 
Dem Leitfaden „Oberflächennahe Geothermie im Land Bremen“ ist zu entnehmen, dass das 
Gebiet der Stadt Bremen überwiegend wasserwirtschaftlich und geologisch günstige Bereiche 
für Erdwärmesonden aufweist. Dort ist vorbehaltlich der hydrogeologischen und 
Altlastenprüfung im Einzelfall die Einbringung einer Erdwärmesonde möglich. In der §19-
Karte zur Eignung für dezentrale Erdwärmesonden ist zu erkennen, dass weite Teile 
Hemelingens, Arbergens und Mahndorfs für die Versorgung über Erdsonden wahrscheinlich 
geeignet sind. Bei diesen Karten wurden nur die eigenen Grundstücke betrachtet. Wird der 
öffentliche Raum hinzugezogen, erweitert sich das Potenzial. Anergienetze und damit Systeme 
zur gemeinschaftlichen Nutzung von Erdwärmebohrungen können grundsätzlich fast im 
gesamten Gebiet der Stadt Bremen errichtet werden. Mit dem Handlungsfeld 4 „Anergienetze 
erproben“ der Umsetzungsstrategie sollen Datenlücken zu dieser insbesondere im 
Gebäudebestand neuen und innovativen Wärmelösung geschlossen und die weitere Verbreitung 
von Anergienetzen in Bremen gezielt weiter unterstützt werden. Gerade in den Prüfgebieten 
könnten neben dezentralen Wärmepumpen und Anschluss an ein Wärmenetz neue und 
innovative Ansätze für Nahwärme- oder Anergienetze eine wichtige Rolle spielen. In den 
Prüfgebieten besteht zudem eine Eignung von dezentrale Luft-Wasser-Wärmpumpen, sodass 
verschiedene Möglichkeiten der Wärmeversorgung in Ortsteilen des Ortsamts Hemelingen 
bestehen. Bis spätestens 2028 sollen diese Prüfgebiete näher untersucht werden und die 
Ergebnisse im Rahmen der Fortschreibung des Wärmeplans dargestellt werden. 
 
Entscheidungen zur Sanierung von Gebäuden und dem Einsatz von erneuerbaren Energien 
werden von Eigentümer:innen der Gebäude getroffen. Die Steuerung dieser Entscheidungen 
erfolgt vorrangig durch Vorgaben im Gebäudeenergiegesetz, durch Förderangebote und durch 
die CO2-Bepreisung von fossilen Brennstoffen. Diese Rahmensetzungen erfolgen in erster 
Linie auf Bundesebene und gelten einheitlich für ganz Deutschland. Das Wärmeplanungsgesetz 
des Bundes verpflichtet die Wärmenetzbetreiber außerdem dazu, ihre Wärmenetze auf 
erneuerbare Energieträger und unvermeidbare Abwärme umzustellen und die Länder und 
Kommunen dazu, eine Wärmeplanung durchzuführen. Insofern nimmt der Staat seine Aufgabe, 
hier Rahmenbedingungen zu schaffen, umfänglich wahr und im Zuge der Wärmewende 
erhalten auch Menschen in Mietverhältnissen Zugang zu klimafreundlicher Wärme. 
 
In Bremen soll unter anderem durch ein neues bremisches Kreditförderangebot für die 
Heizungsumstellung und die Verbesserung des Wärmeschutzes die sozialverträgliche 
Wärmewende unterstützt werden. Das Angebot soll insbesondere ältere und 
einkommensschwache Bürger und Bürgerinnen ansprechen. In der Weiterentwicklung des 
Kreditförderprogramms sollen weitere Förder- und Finanzierungslücken identifiziert werden. 
Hierzu sollen unter anderem die Ergebnisse der in Auftrag gegebenen Persona-Analyse genutzt 
werden, die weitere Zielgruppen herausstellen wird. Im Wärmeplan sind die 
Kreditförderprogramme Betsandteile der Umsetzungsstrategie die Handlungsfelder 5 „Umstieg 
auf klimafreundliche Wärme fördern“ und 6 „Wärmebedarf von Gebäuden senken“. Eine 
gezielte Förderung von einkommensschwachen Personen erfolgt zum Beispiel im Rahmen der 
Bundesförderung für effiziente Gebäude im Rahmen eines Einkommens-Bonus.  
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12.2 Antwort 

Eine Einteilung als Prüfgebiet sagt aus, dass im Wärmeplanentwurf noch keine abschließende 
Zuordnung als Wärmenetzgebiet oder als dezentrales Versorgungsgebiet vorgenommen 
worden ist. Eine relativ hohe Wärmedichte in diesen Gebieten könnte jedoch ein Hinweis darauf 
sein, dass in Zukunft eine Versorgung mit Wärmenetz oder Anergienetz möglich sein könnte. 
Deshalb ist es lohnenswert, hier im Rahmen der vorgezogenen Fortschreibung des Wärmeplans 
weiter zu prüfen, ob nicht doch eine wirtschaftliche Lösung für leitungsgebundene Wärme 
möglich ist, bevor eine Ausweisung als Gebiet für eine dezentrale Wärmeversorgung erfolgt. 
 
Unabhängig davon zeigt der Wärmeplanentwurf, dass der Wärmebedarf der Gebäude in einem 
Prüfgebiet in der Regel auch durch dezentrale Wärmepumpen (Luft-Wasser oder Erdsonden) 
oder durch weitere nach dem Gebäudeenergiegesetz zulässige Heizungsalternativen wie z. B. 
Pelletkessel gedeckt werden kann. Die Auffassung, dass der Wärmeplanentwurf für einen 
großen Teil der Prüfgebiete eine Eignung für Wärmepumpen feststellt, wird ausdrücklich 
geteilt. Nicht nachvollziehbar ist dagegen die Aussage, dass für einen großen Teil der 
Prüfgebiete „eine gute Eignung auch für Wärmenetze angenommen“ würde. 
 
Die Benennung von Prüfgebieten im Rahmen der Wärmeplanung ist nach 
Wärmeplanungsgesetz möglich und bundesweit üblich. Im Rahmen der Wärmeplanung werden 
insbesondere die in der jeweiligen Kommune vorhandenen lokalspezifischen Voraussetzungen 
und Bedingungen für die angestrebte Wärmewende analysiert. Es ist nicht überraschend, dass 
damit gegebenenfalls auch der Anteil der Prüfgebiete deutlich streut. So weist eine erste 
Übersicht der Stiftung Klimaneutralität für die drei in der Betrachtung enthaltenen Großstädte 
über 100.000 Einwohner Werte zwischen 8% und 35% auf. 
 
Die Kalkulation der im Rahmen der Wärmeplanung durchgeführten Berechnungen basiert 
grundsätzlich auf der Richtlinienreihe VDI 2067. Diese berücksichtigt sowohl CAPEX 
(Kapitalkosten) als auch OPEX (Betriebs- und Instandhaltungskosten). Die Kapitalkosten 
werden auf Basis aktueller Kostenannahmen berücksichtigt (sowohl für Wärmenetze als auch 
für dezentrale Erzeuger). Für die OPEX werden – je nach Kostenart unterschiedliche – Preis-
/Kostensteigerungen für die dezentrale Erzeugung als auch auf die Versorgung über 

https://www.stiftung-klima.de/de/artikel/die-kommunale-warmeplanung-in-der-praxis-erste-erkenntnisse-aus-15-beispielkommunen






















































https://metaver.de/kartendienste?topic=themen&bgLayer=sgx_geodatenzentrum_de_web_light_grau_EU_EPSG_25832_TOPPLUS&lang=de&E=497210.83&N=5887731.28&zoom=13&layers=5d1ed374bb5b85b93aee1ab166144831&layers_opacity=91c85f899e56014969935fefd68830b9












https://umwelt.bremen.de/sixcms/media.php/13/WSG_Bericht_2023_05.pdf
https://geoportal.bremen.de/waermeplanung/?Map/layerIds=12_1,11045,400_4,bruecken_models,400,410,11018&visibility=true,true,true,true,true,true,true&transparency=0,0,0,0,0,0,30&Map/center=476580.51703135157,5906330.0187773565&Map/zoomLevel=1
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